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Beschiußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fremdenverkehr und Tourismus (21. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Brunhilde Irber, Susanne Kästner, 
Dr. Eberhard Brecht, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/3554 - 


Förderung eines Modeilprojekts für Umwelt und Verkehr im Tourismus 


A. Problem 

Der Nationalpark Bayerischer Wald und die umliegenden Gebiete 
werden stark von Erholungsurlaubern sowie von Ausflugs- und 
Naherholungstouristen besucht, die überwiegend mit dem Auto 
anreisen und insbesondere in den Hauptreisezeiten die zentralen 
Touristenorte und die Straßen zu den touristischen Attraktionen 
stark belasten. 

Die Antragsteller schlagen deshalb die Förderung eines Modell- 
versuchs zur umweltverträglichen Besucherlenkung und Verkehrs- 
anbindung für den Nationalpark Bayerischer Wald durch den 
Bund vor. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Ablehnung bei Stimmengleichheit im Ausschuß. 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/3554 abzulehnen. 


Bonn, den 27. Juni 1996 


Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

Halo Saibold Klaus Brähmlg Brunhilde Irber 

Vorsitzende und Berichterstatter Berichterstatterin 

Berichterstatterin 


Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Klaus Brähmig, Brunhilde Irber, Halo Saibold 
und Dr. Olaf Feldmann 


1 . 

Der Antrag der Abgeordneten Brunhilde Irber, Su- 
sanne Kästner, Dr. Eberhard Brecht, weiterer Ab- 
geordneter und der Fraktion der SPD in Drucksache 
13/3554 wurde in der 86. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 8. Februar 1996 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Fremdenverkehr und 
Tourismus und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Verkehr sowie an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 8, Mai 1996 beraten. Er empfiehlt dem 
federführenden Ausschuß für Fremdenverkehr und 
Tourismus mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F,D,P. gegen diejenigen der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS, dem Plenum die Ablehnung des 
Antrags vorzuschlagen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag in seiner Sitzung am 
17. April 1996 beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS abgelehnt, 

IL 

Der federführende Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus hat den Antrag in seiner 32. Sitzung 
am 22. Mai 1996 beraten. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD wiesen darauf 
hin, daß bereits heute der Freizeitverkehr mehr als 
die Hälfte des gesamten Verkehrsaufkommens aus- 
mache, wovon wiederum 60 % auf den Autoverkehr 
entfielen. Künftig werde der individuelle Freizeitver- 
kehr noch mehr an Bedeutung gewinnen und somit 
zu einer erheblichen Belastung der Umwelt führen. 
Hieraus ergebe sich auch eine wachsende Belastung 
der Fremdenverkehrsorte; die Notwendigkeit zur Ein- 
dämmung des freizeit- und tourismusbedingten Ver- 
kehrs sei unstrittig. In vielen klassischen Ferienge- 
bieten habe die Lösimg von Verkehrsproblemen Prio- 
rität, wobei den öffentlichen Verkehrsträgern eine 
entscheidende Rolle zukomme. 

Um eine wirkliche Alternative zum Auto zu schaffen, 
das durch Flexibilität und Unabhängigkeit charak- 
terisiert sei, müsse der öffentliche Verkehr attraktiv 
gestaltet werden. Hierzu seien die Abstimmung der 
Fahrpläne im Fern- und Nahbereich, eine übersicht- 
liche Gestaltung der Fahrpläne, eine Abstimmung 
der Zeittakte sowie ein stimmiges Preis -/Leistungsver- 
hältnis erforderlich. Durch entsprechende Parkplatz- 
und Straßengebühren sowie durch eine Zuflußdosie- 
rung des Verkehrs mittels Ampelanlagen könne die 
Attraktivität des individuellen Verkehrs im Vergleich 
zum ÖPNV beschränkt werden. Solche Maßnahmen 


seien geeignet, Änderungen im Besucherverhalten 
bei der Wahl der Verkehrsmittel, der Fahrtrouten und 
der Besuchshäufigkeit herbeizuführen. 

Das Manko bisheriger Verkehrslenkungsmodelle be- 
stehe in deren Kleinräumigkeit, so daß Erfahrungen 
aus einem autofreien Ort oder Ausflugsziel nicht ohne 
weiteres auf größere Regionen übertragen werden 
könnten. Deshalb werde ein großräumiges Modellpro- 
jekt mit einer Besucherlenkung für eine ganze Region 
angestrebt, dessen Ergebnisse Aussagekraft für andere 
Ferien- imd Erholungsregionen haben sollten. Des- 
halb sei hier die Zuständigkeit des Bundes berührt. 

Der Vorschlag, den Nationalpark Bayerischer Wald 
als Schutzraum von nationaler Bedeutung für dieses 
Modellvorhaben auszuwählen, trage den dortigen 
Verhältnissen Rechnung. Dabei sei der Zeitpunkt zur 
Entwicklung einer modellhaften Verkehrskonzeption 
heute deshalb besonders günstig, weil die Größe des 
Nationalparks Bayerischer Wald verdoppelt werden 
solle und weü das Verkehrsaufkommen mit Tsche- 
chien seit Öffnung der Grenzen explosionsartig an- 
gestiegen sei. Deshalb sei eine neue Verkehrspla- 
nung für die vöUig überlastete Infrastruktur im ehe- 
mahgen Zonengrenzbereich unumgänglich. Wegen 
der jahrzehntelangen Vernachlässigung der öff ent- 
heben Verkehrsträger habe der ständig gestiegene 
Tourismusverkehr derzeit keine Alternative zum 
Auto. Ca. 90 % der Urlaubsgäste reisten deshalb mit 
dem eigenen Auto an, weil ein leistungsfähiges öf- 
fenthehes Verkehrsnetz fehle. Die Situation habe sich 
so zugespitzt, daß Luftkur- und Erholungsorte um 
ihre Prädikate fürchten müßten. 

Andererseits seien im Nationalpark Bayerischer Wald 
Planung und Reahsierung von verkehrsleitenden 
Maßnahmen am weitesten fortgeschritten. Seit 1992 
gebe es einen Praxistest mit einem Elektrobus, der 
noch um ein Pilotprojekt mit einem Wasserstof fbus 
erweitert werden solle. Gerade jetzt starte das Pilot- 
projekt „Nationalpark Ticket", das mit sozialverträg- 
hchen Preisen und einem Halbstundentakt Anreize 
zur Nutzung gasbetriebener Busse zu den Schutz- 
zonen innerhalb des Nationalparks geben soUe. 

Das umweltfreundhche Bussystem für die National- 
parkbesucher und Großparkplätze im Vorfeld des 
Nationalparks erlaubten es bereits heute, in den 
Hauptreisezeiten Straßen in den Kemzonen des 
Nationalparks für den Individualverkehr zu sperren. 
Durch solche und ähnhehe Maßnahmen seien hier 
am raschesten aussagefähige Ergebnisse und Rück- 
schlüsse für andere deutsche Ferien- und Schutz- 
gebiete zu erwarten. 

Um aus den bisherigen Planungen und Konzeptionen 
ein gelungenes Modellprojekt für den Gesamtraum 
zu machen, bedürfe es noch einer verbesserten An- 
bindung an den Schienenfemverkehr, der Abstim- 
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mung mit dem ÖPNV sowie einer Stelle, die die Ko- 
ordinationsfunktion wahmehme. Ferner seien eine 
entsprechende Anschubfinanzierung und eine be- 
gleitende Evaluierung erforderlich. 

Eine weitere Herausforderung auch für andere grenz- 
nahe Erholungsgebiete bestehe darin, den grenz- 
überschreitenden touristischen Bus- und Eisenbahn- 
verkehr mit der Tschechischen Republik in dieses 
System einzubeziehen. Ein Drittel der Besucher des 
Nationalparks Bayerischer Wald besuche auch den 
tschechischen Nationalpark im Böhmerwald auf der 
anderen Seite der Grenze. Beide Nationalparks ent- 
lang der deutsch-tschechischen Grenze bildeten das 
größte zusammenhängende Waldgebiet Europas, das 
nur durch eine Verkehrs- und tourismuspolitische 
Abstimmung und Koordination mit der Tschechi- 
schen Republik bewahrt werden könne. Dies berühre 
die Kompetenz des Bundes. 

Bei der Behandlung des Antrags gehe es also nicht 
um die Frage, ob ein solches Projekt notwendig oder 
sinnvoll sei. Es gehe allein um die Frage der Finan- 
zierung dieses Projekts. 

Die Bundesregierung habe in ihrer Stellungnahme 
auf andere tourismus- und umweltbezogene Ver- 
kehrsmodelle hingewiesen, die vom Bundesministe- 
rium für Verkehr in Bayern und Mecklenburg- Vor- 
pommern in Auftrag gegeben seien. Dabei sei jedoch 
nicht erwähnt worden, daß es sich bei den Modellen 
im bayerischen Landkreis Miesbach und an der 
mecklenburgischen Boddenküste um Forschungsvor- 
haben handele, die über die Konzeption umwelt- 
freundlicher Verkehrsmodelle für die untersuchte Re- 
gion nicht hinausgingen. Diese Forschungsvorhaben 
seien mit dem im vorliegenden Antrag geforderten 
Modellprojekt überhaupt nicht vergleichbar. 

Die Verwirkhchimg des Modellprojekts „Umwelt und 
Verkehr im Tourismus" sei keine Frage der Zustän- 
digkeit, sondern eine Frage des politischen Willens. 
Dabei solle die bisher vorhandene Infrastruktur ge- 
nutzt werden. In diesem Zusammenhang sei die Ein- 
richtung der Koordinationsstelle besonders wichtig. 

Im übrigen habe es unter der Federführung des da- 
maligen Bundesministers für Verkehr Dr. Wamke ein 
Modellprojekt zum öffenthchen Personennahverkehr 
in Wunsiedel gegeben, das von der Bundesrepublik 
Deutschland in Zusammenarbeit mit den Ländern 
finanziert worden sei. Dieses Projekt sei von den 
Kommunen übernommen worden. 

Dies mache deuthch, daß es durchaus die Möglich- 
keit gebe, Modellprojekte in einem Ausschuß zu be- 
antragen, ohne die dazu notwendigen Finanzmittel 
konkret zu nennen. Dies sei zu diesem Zeitpunkt 
auch nicht möglich. 

Das Besondere am Amtrag der Fraktion der SPD be- 
stehe darin, daß er auf einen grenzüberschreitend 
konzipierten Nationalpark aus gerichtet sei. 

Die Bundesregierung habe im mitberatenden Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit den Antrag nicht deswegen abgelehnt, weil die 
Zielsetzung falsch sei, sondern weil bereits in einem 
anderen Nationalpark ein Modellprojekt entlang der 
polnischen Grenze gefördert werde. Die Bundesre- 
gierung habe jedoch eingestehen müssen, daß bei 


diesem Projekt nicht eine umweltverträgliche Ver- 
kehrslenkung in einer Tourismusregion, sondern 
eine reine Umweltzielsetzung im Mittelpimkt stehe. 

Die Ablehnung des Antrags im mitberatenden Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit aus finanziellen Gründen mache deutlich, daß 
hier die falschen Prioritäten gesetzt würden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. erklärten, einige Passagen des Antrags seien 
durchaus reizvoll. Der Antrag beinhalte viele wich- 
tige Punkte. Andererseits sollten jedoch die verfas- 
sungsgemäßen Zuständigkeiten von Bund, Ländern 
und Gemeinden beachtet werden. Nach der Priva- 
tisierung der Bahn sei das Land Bayern für die Um- 
setzung des regionalen Verkehrskonzepts zur Ent- 
wicklung Ostbayems zuständig. 

Die Deutsche Bahn AG habe Deutschland in 
28 Ferienzielgebiete eingeteilt. Damit habe die Bahn 
im Fernverkehr klargestellt, welche Ferienzielgebie- 
te sie als 'wichtig ansehe. Die Vernetzung zwischen 
der Bahn und dem Nahverkehr liege in der Zustän- 
digkeit der jeweüigen Regionen. Dabei spiele die 
Kommunikation mit dem ÖPNV eine ganz entschei- 
dende Rolle im Hinbhck auf das touristische Produkt, 
wodurch die Region wesentlich attraktiver werden 
könne. Möglicherweise gebe es dadurch Schwierig- 
keiten, daß Fernverkehr und Nahverkehr bei der 
Bahn organisatorisch voneinander getrennt seien. 
Daher solle an die Bahn appelliert werden, die hier 
bestehenden Abstimmungsmöghchkeiten stärker zu 
nutzen und mit den Verkehrsverbünden noch stärker 
als bisher zu kooperieren. 

Es müsse ein Verkehrsleitbild für ganze Regionen er- 
stellt werden. Dabei sei zu berücksichtigen, daß die 
Verkehrsberuhigung für einen Ort gleichzeitig eine 
Verkehrsbelastung für das Umfeld dieses Ortes dar- 
stelle. Es reiche daher nicht aus, lediglich die Orte 
verkehrsmäßig zu planen, vielmehr müsse eine 
ganze Region organisiert und geplant werden. Dies 
sei in grenznahen Gebieten besonders schwierig. 

Die Umsetzung des Verkehrskonzepts bzw. Verkehrs- 
leitbildes in den Regionen obliege den Landkreisen 
und den regionalen Tourismusverbänden. Zur Um- 
setzung dieser Konzepte bedürfe es einer Regional- 
agentur; Mitarbeiter dieser Regionalagenturen könn- 
ten beispielsweise die Aufgaben des Verkehrspro- 
jektmanagements wahmehmen, wobei zwischen dem 
ÖPNV, privaten Busuntemehmem, Alternativverkeh- 
ren und der Bahn koordiniert werden müsse. Dieses 
Instrumentarium solle auf der Ebene genutzt werden, 
die für diese Aufgaben zuständig sei. Dabei sei es 
politisch gewollt, diese Zuständigkeiten verstärkt auf 
die Ebene des operativen Geschäftes zu verlagern. 

Im übrigen sei für die Anbindung einer Region das 
Verkehrsaufkommen entscheidend. Ohne entspre- 
chendes Verkehrsaufkommen rechneten sich auch 
für den Privatunternehmer Deutsche Bahn keine 
Investitionen. 

Von den zwölf deutschen Nationalparks hätten der 
Nationalpark Bayerischer Wald und der Nationalpark 
Sächsische Schweiz eine gemeinsame Grenze mit 
Böhmen. Im Fernverkehr sei die Sächsische Schweiz 
an alle großen europäischen Städte wie beispiels- 
weise Kopenhagen, Paris und Budapest angebun- 
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den. Es gebe einen Zwei-Stunden-Takt nach Bad 
Schandau, von wo der Fernverkehr intelügent ver- 
teilt werde. Der Nahverkehr im Großraum Dresden 
werde in einem dreißigminütigen Takt nach Bad 
Schandau und andere Bahnhöfe im Nationalpark ge- 
leitet. Ferner gebe es Altematiwerkehre wie bei- 
spielsweise die weltweit einzige Straßenbahn, die in 
einem Nationalpark verkehre. 

Es sei in der Tat nicht einfach, die verschiedenen 
Interessenlagen und die verschiedenen Finanzie- 
rungsmöghchkeiten an einen Tisch zu bringen. Dies 
habe in der Sächsischen Schweiz der Tourismusver- 
band übernommen, der nach dem touristischen Leit- 
bild nunmehr ein Verkehrsleitbild vorgelegt habe. 
Hier säßen der ÖPNV sowie die Deutsche Bahn AG 
zur Umsetzung an einem Tisch. 

Selbstverständlich sei für die Verkehrsentwicklung 
einer Ferienregion in jedem Falle Geld erforderhch; 
das für die Reahsierung des Antrags benötigte Finanz- 
volumen belaufe sich auf dreisteUige Millionenbeträge. 
Gerade deshalb sei es erforderhch, die Zuständigkeit 
für die geforderten Maßnahmen zu hinterfragen. 

Die Mitgüeder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. lehnten den Antrag ab. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN begrüßte den Antrag, bei dem es darum gehe, 
daß gerade der Bund ein Projekt anstoßen solle, das 
eine breite Signalwirkung habe. Die Verkehrsprobleme 
gehörten zu den zentralen Problemen der Zukunft. 
Dies gelte auch für die Region Bayerischer Wald. 

Die C02-Emissionen könnten dann nicht reduziert 
werden, wenn die Koahtionsfraktionen bei jeder Ge- 
legenheit ihre Zustimmung selbst zu entsprechenden 
Modellprojekten versagten. 

Ferner gehe es um einen verstärkten Auf- imd Aus- 
bau der Bahn. Die Schienenwege lägen immer noch 
in der Kompetenz des Bundes. Es müßten hier ver- 
stärkt Strecken wieder in Betrieb genommen und 
neu gebaut werden. 

Des weiteren sei die Verbindung zwischen dem 
Bayerischen Wald und Tschechien von besonderer 
Bedeutung. Tschechien verfüge über ein relativ gutes 
Bahnsystem. Im übrigen wäre es gut, wenn von der 
Bundesebene hier ein Zeichen gesetzt würde. 

Die Annahme des Antrags hätte sowohl ökologische 
Konsequenzen als auch positive Auswirkungen auf 
das Verkehrswesen in Tschechien. Mit der Annahme 
des Antrags könne gezeigt werden, daß Deutschland 
auf die Zusammenarbeit mit Tschechien großen Wert 
lege. Auch dies könne als positives Signal für die 
Beziehungen zwischen Deutschland und Tschechien 
angesehen werden. 

Es sei wichtig, im ostbayerischen Raum des National- 
parks Bayerischer Wald Lärm- und Abgasprobleme 


zu vermindern und den Touristinnen und Touristen 
verstärkt Möghchkeiten aufzuzeigen, bewußt auf das 
Auto zu verzichten. Die Touristinnen und Touristen 
besuchten den Nationalpark wegen seines beson- 
deren Charakters, wofür auch einschlägige Werbe- 
maßnahmen durchgeführt würden. 

Sowohl die Bevölkerung des Nationalparks als auch 
die dortigen Wirtschaftsbetriebe profitierten von 
einer Verbesserung des Verkehrskonzepts. Dies könne 
als ein Beitrag zur Förderung des Mittelstands an- 
gesehen werden. 

Das wichtigste Argument zur Annahme des Antrags 
hege in der Verbesserung der ökologischen Situation. 

Der Ausschuß nahm die Ausführungen der Bundes- 
re0erung zur Kenntnis, wonach es sich bei dem An- 
trag um ein Projekt in der Region handele. Die Bun- 
desregierung stehe über das Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz erhebhche Mittel zur Verfügung, 
auch um in den Regionen den öffenthchen Nahver- 
kehr sowie auch Forschungsprojekte zu betreiben. 
Das Land Bayern und die Region seien bisher nicht an 
die Bimdesregierung herangetreten, um dieses kon- 
krete Projekt zu fördern. Deshalb sehe die Bundes- 
regierung in diesem Zusammenhang auch nicht die 
Notwendigkeit, hier von sich aus tätig zu werden. 

Im Rahmen der Forschung nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz gebe es eine Reihe von 
Projekten, die sich schon mit Modellforschung be- 
schäftigten. Die Region könne anhand dieser For- 
schungsergebnisse durchaus prüfen, ob diese Ergeb- 
nisse dort umgesetzt werden könnten. 

Bei dem angesprochenen Projekt unter der Feder- 
führung des damaügen Bimdesministers für Verkehr 
Dr. Wamke sei eine ändere Situation als heute gege- 
ben gewesen. Damals habe es die Regionahsierung 
und die Privatisierung durch die Bahnreform noch 
nicht gegeben. Im Rahmen dieser Reform habe die 
Bundesregienmg Geld zur Verfügung gestellt, um 
auch von der Bahn abgewirtschaftete Strecken wie- 
der aufzubauen. Heute gelte nunmehr das Besteller- 
prinzip; in diesen Bereichen seien ausschließüch die 
Regionen zuständig. Im übrigen spreche der Antrag 
den Fernverkehr nicht an. 

Beim Antrag der Fraktion der SPD gehe es nicht 
um die Förderung der Natur, sondern um den Aus- 
bau von Verkehrswegen und Verkehrsnetzen. Dafür 
seien ausschheßhch die Länder zuständig; der Bund 
habe hier keine Zuständigkeiten. 

Die Beschlußempfehlimg wurde bei Gleichheit der 
Stimmen der Mitgüeder der Fraktion der CDU/CSU 
gegen die Stimmen der Mitgüeder der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Ab- 
wesenheit des Mitgüeds der Fraktion der F.D.P. und 
der Gruppe der PDS gefaßt. 


Bonn, den 27. Juni 1996 


Klaus Brähmig 

Berichterstatter 


Brunhilde Irber 

Berichterstatterin 


Halo Saibold 

Berichterstatterin 


Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatter 
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